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maßnahmen zu überprüfen und wenn nötig, zu optimieren. Es gibt keine weniger ein­

schneidende Möglichkeit, mit der das angestrebte Ziel eines einheitlichen Schutzniveaus 

gleich gut erreicht werden könnte. Damit sind die Maßnahmen erforderlich. 

Die Vielzahl der betroffenen Unternehmer (Tierhalter) sowie die Dringlichkeit der Seu­

chenbekämpfung führten dazu, dass im konkreten Einzelfall auf der Grundlage des § 28 

Absatz 2 Nummer 4 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes (LVwVfG), von einer An­

hörung abgesehen wurde. 

Zu Nummer 4: 

Die sofortige Vollziehung in Nummer 4 dieser Allgemeinverfügung wurde auf der Grund­

lage des § 80 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 der Verwaltungsgerichtsordnung angeordnet. 

Die Anordnung der sofortigen Vollziehung erfordert ein besonderes Vollzugsinteresse, 

welches über jenes hinausgeht, das den Bescheid rechtfertigt. Es liegt im besonderen 

öffentlichen Interesse, dass die zur wirksamen Seuchenprävention erforderlichen Maß­

nahmen ohne zeitlichen Verzug durchgeführt werden können. Diesem besonderen öffent­

lichen Interesse stehen keine vorrangigen oder gleichwertigen Interessen der einzelnen 

Tierhalter gegenüber, die es rechtfertigen könnten, die Wirksamkeit der Allgemeinverfü­

gung bis zu einer zeitlich noch nicht absehbaren unanfechtbaren Entscheidung im Rah­

men eines möglichen Gerichtsverfahrens hinauszuschieben. Aufgrund des hohen Ein­

tragsrisikos durch Verschleppung des Virus zwischen Geflügelhaltungen ist es aus 

fachlichen und rechtlichen Gründen erforderlich, die angeordnete Maßnahme ohne zeitli­

chen Verzug zu vollziehen. Die Maßnahme ist sowohl im öffentlichen Interesse wie im 

Interesse der potentiell gefährdeten Tierhalterinnen und Tierhalter unbedingt erforderlich. 

Zu Nummer 5: 

Tiergesundheitliche Allgemeinverfügungen dürfen gemäß § 41 Absatz 3 Satz 1 LVwVfG 

öffentlich bekannt gemacht werden, da dies durch § 7 Satz 2 TierGesAG zugelassen ist. 

Da nur eine möglichst schnelle Befolgung der angeordneten tiergesundheitsrechtlichen 

Maßnahme eine ausreichende Wirkung entfaltet, ist es im überwiegenden öffentlichen 

Interesse erforderlich und angemessen, die Bekanntgabefiktion des§ 41 Absatz 4 Satz 3 

L VwVfG gemäß § 41 Absatz 4 Satz 4 L VwVfG zu verkürzen. 

Aufgrund der anhaltenden Geflügelpestsituation und dem noch nicht absehbaren Ende 

dieser Situation wurde von einer Befristung der Allgemeinverfügung abgesehen. 
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